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Landesausschuss 
und Zollvertrag 

Der Landesausschuss, das fünf­
köpfige Gremium des Parlaments, 
das während der Schliessung des 
Landtags die Geschäfte führt, tritt 
heute Montag zu einer Sitzung zu­
sammen. Auf dringlichen Antrag 
von FBP-Fraktionssprecher Dr. 
Ernst Walch wird sich der Landes­
ausschuss auch mit der Frage der 
Zollvertragsverhandlungen zwi­
schen der Schweiz und Liechten­
stein befassen. 

Das Traktandum hat folgenden 
Wortlaut: «Information und Diskus­
sion betreffend die Verhandlung 
mit der Schweiz im Zusammenhang 
mit EWR-Zollvertrag, Verhand­
lungsmandat und personelle Beset­
zung einer Delegation.» 

FBP-Fraktionssprecher Dr. Ernst 
Walch hatte sich in einem Brief an 
Dr. Karlheinz Ritter, den Vorsitzen­
den des Landesausschusses, für eine 
Einberufung des Landesausschus­
ses eingesetzt, nachdem am vergan­
genen Dienstag erstmals Verhand­
lungen Schweiz - Liechtenstein in 
Bern stattfanden, ohne dass der 
Landtag darüber informiert wurde. 
«Wegen der ausserordentlichen 
Wichtigkeit der Zollvertrags- und 
EWR-Verhandlungen für die Zu­
kunft unseres Landes», hatte Dr. 
Ernst Walch in seinem Schreiben 
ausgeführt, «ist die Mitwirkung des 
Landesausschusses unerlässlich.» 

FBP-Präsident Dr. Hansjörg Mar­
xer zeigte sich in diesem Zusam­
menhang besorgt über die Tatsache, 
dass offensichtlich im Vorfeld die­
ser Verhandlungen in der Gesamt­
regierung kein Verhandlungskon­
zept diskutiert oder ein Verhand­
lungsmandat verabschiedet worden 
sei. Er  wandte sich auch gegen die 
«Geheimdiplomatie» des Aussen-
ministers in dieser Frage und sprach 
sich für die Einberufung aller be­
troffenen Kreise aus. 

Es geht um Liechtenstein in einem sich ändernden Europa 
1993 wird für  Liechtenstein zu einem entscheidenden Jahr - Von Markus Büchel, FBP-Kandidat für  das A m t  des Regierungschefs 

Durch das mutige Votum des Volkes 
zum EWR haben wir die Möglichkeit 
erhalten, Verhandlungen zu führen. In 
diesen Verhandlungen geht es um viel: 
den Erhalt des Zollvertrages und eine 
annehmbare Einbindung unseres Lan­
des in Europa. Gutgemeinte Verspre­
chungen nützen uns bei dieser Aufga­
be wenig. Allein klare Zielvorgaben 
und Beharrungsvermögen in entschei­
denden Situationen können uns zum 
Erfolg führen. 

Wo so viel auf dem Spiel steht, kön­
nen wir nur Erfolg; haben, wenn die 
Liechtensteiner nicht umgangen wer­
den. Das heisst: rechtzeitige und urn^ 
fassende Information der Bevölke­
rung und Einbindung aller betroffe­
nen Kreise. Die Liechtensteinerinnen 
und Liechtensteiner dürfen bei solch 
wichtigen Fragen nicht hinters Licht 
geführt werden. 

Es geht nicht nur um Warenverkehr 
Entgegen dem Eindruck, den unsere 

offiziellem Stellen und insbesondere 
die Zusammensetzung unserer Ver­
handlungsdelegation erweckten, geht 
es nicht nur um den Warenverkehr. 
Der Chef der Nationalbank, Dr. Mar­
kus Lusser, hat dies deutlich genug ge­
sagt. Seit 1973 weist der Bundesrat in 
seinen öffentlichen Stellungnahmen 
auf offene Fragen im Steuer-, Banken-
und Gesellschaftsrecht hin. Es ist 
deshalb peinlich genug, wenn von un­
serer Seite der liechtensteinischen Öf­
fentlichkeit gegenüber der Eindruck 
erweckt wird, es gehe nur um den Wa­
renverkehr. Frühere und neuere Aus­
reden, die vorgebracht werden, um die 
Banken und Treuhänder von den di­
rekten Informationen abzuschneiden, 
erscheinen jetzt geradezu lächerlich. 
Vertrauen darf doch nicht so miss­
braucht werden. Wer auf gute Ver­
sprechungen vertraut, wird rasch 
durch die harte Wirklichkeit einge­
holt. Im Warenverkehr können wir die 

FBP-Regierungschef-Kandidat Markus Büchel z u  den Zollvertragsverhandlun­
gen: «V/o so viel a u f  dem Spiel steht, können wir nur  Erfolg haben, wenn die 
Liechtensteiner nicht umgangen werden. Das heisst: rechtzeitige und umfassende 
Information der Bevölkerung und Einbindung aller betroffenen Kreise». 

Grenzen zur Schweiz nur offen halten, 
wenn wir Abstriche irn EWR-System 
machen. Das Entgegenkommen der 
Schweiz wird mit Überzeugungskraft 
hart erkämpft werden müssen. Wollen 
wir die engen Beziehungen zur 
Schweiz beibehalten, so müssen uns 
die EWR-Staaten weitgehende Son­
derregelungen im EWR zugestehen. 
Wir haben deshalb jetzt die Chance, 
Sonderregelungen zu unseren Gun­

sten zu erreichen, die bisher nicht ge­
fordert wurden. Erfolg werden wir 
aber nur haben, wenn wir erst in 
Liechtenstein selbst die notwendigen 
Vorarbeiten leisten, bevor wir grosse 
Töne mit den EWR-Staaten anstim­
men. 

Wir brauchen eine geradlinige 
Europapolitik 

Für die Verhandlungen mit der 

Schweiz und den anderen EWR-Staa­
ten fehlt der Öffentlichkeit noch jede 
konkrete Information. Man weiss 
zwar, dass es schwierige Verhandlun­
gen sind, klare und eindeutige Zielset­
zungen wurden bisher aber noch nicht 
bekanntgegeben. Endlich müsste näm­
lich unzweideutig klargestellt werden, 
dass die Beibehaltung der engen Be­
ziehungen zur Schweiz oberstes Ziel 
ist. 

Ebenso muss dokumentiert werden, 
dass gewisse Punkte wie die offene 
Grenze zur Schweiz unverzichtbar 
sind. Die beste fachliche Leistung ei­
ner Verhandlungsdelegation nützt uns 
nichts, wenn solche wichtigen Ziele in 
Stunden der Wahrheit auf höchster 
Ebene aufgegeben werden. Wenn aus 
Bequemlichkeit unangenehmen Situa­
tionen ausgewichen wird, sind wichti­
ge Interessen schnell verspielt. 

Auch Beharrungsvermögen ist 
gefordert 

Die Verhandlungen Liechtensteins 
mit der Tschechischen Republik sind 
ein Beispiel für den Einsatz aller legi­
timen Mittel auf allen Ebenen. Trotz 
unbequemen Momenten des Nein-Sa­
gens haben wir den Erfolg aufzuwei­
sen, dass berechtigte Ansprüche nicht 
mehr einfach übergangen werden kön­
nen. 

Dieses Beharrungsvermögen, das 
darauf abzielt, sich nicht mit der erst­
besten Lösung zufrieden zu geben, hat 
Island ausgezeichnet. 

Auch für die laufenden, für uns so 
entscheidenden Verhandlungen dür­
fen wir uns deshalb nicht mit der erst­
besten Lösung zufrieden geben, son­
dern müssen um die beste Lösung rin­
gen. Dazu müssen wir unsere Bedin­
gungen auf den Tisch legen. 

Die Liechtensteinische Landesbank wird zur Aktiengesellschaft 
Heute tritt das neue Landesbankgesetz in Kraft - Teilprivatisierung der Landesbank - Staatsgarantie nur noch fiir Spareinlagen und Obligationen 

(G.M.) - Das neue Gesetz Uber die 
Liechtensteinische Landesbank, das im 
wesentlichen die Teilprivatisierung des 
Bankinstituts ermöglicht, tritt heute 
Montag in Kraft. Der Landesausschuss 
wird die Mehrheit der Verwaltungsrats­
mitglieder (unter ihnen den Präsiden­
ten) wählen, während an der ersten Ge­
neralversammlung der Landesbank AG 
die restlichen Verwaltungsratsmitglieder 
bestellt werden. Ausserdem erfolgt heu­
te die Eintragung in das Handelsregister, 
womit aus der Staatsbank eine Aktien­
gesellschaft wird. 

«Die Landesbank betreibt im Sinne ei­
ner Universalbank Bankgeschäfte aller 
Art für eigene und für fremde Rechnung 
im In- und Ausland». Mit diesen Worten 
umschreibt das neue Landesbankgesetz, 
das am heutigen 4. Januar 1993 in Kraft 
tritt, die Geschäftstätigkeit der früheren 
Staatsbank. Allerdings hält das Gesetz 
auch die folgenden Grundsätze fest: Die 
Landesbank bezweckt insbesondere die 
volkswirtschaftliche Entwicklung des 
Fürstentums Liechtenstein unter Beach­
tung gesunder bankbetrieblicher und 
kaufmännischer Grundsätze zu fördern. 
Volkswirtschaftliche Verantwortung 

Ferner hat die Landesbank mit Rück­
sicht auf die volkswirtschaftliche Verant­
wortung angemessene Gewinne zu erzie­
len, die öffentlichen und privaten Kre­
ditbedürfnisse angemessen zu befriedi­
gen sowie der in- und ausländischen 
Kundschaft eine sichere und ertragsbrin­
gende Anlage und Betreuung der Gel­
der zu ermöglichen. Während den Bera­
tungen im Landtag war aufgrund dieser 
volkswirtschaftlichen Verantwortung 
der Landesbank mehrfach auch die Fra­
ge der Hypothekarzinsen angesprochen 
worden. Nach Auffassung des Landtags 
sollte die Landesbank auch in Zukunft 

auf dem Hypo-Markt ein dominierende 
Rolle mit möglichst tiefen Zinssätzen 
spielen. 

Staatsgarantie verringert 
Mit der Teilprivatisierung der Landes­

bank wurde auch die bisherige vollum­
fängliche Staatsgarantie verringert. 
Künftig erstreckt sich die Garantie hur 
noch auf Spareinlagen und auf Kassen­
obligationen. Die Regierung hatte in 
ihrem Bericht an den Landtag dazu fol­
gendes ausgeführt: «Die Staatsgarantie, 
auch wenn sie künftig eingeschränkt sein 
wird, hat für die Landesbank trotzdem 
eine zentrale Bedeutung. Namentlich 

die Spargelder und Kassenobligationen 
erlauben es der Bank, der liechtensteini­
schen Bevölkerung die im internationa­
len Vergleich tiefen Hypothekarsätze 
anzubieten. Ohne Staatsgarantie würde 
diese Refinanzierungsquelle möglicher­
weise wegfallen. Die Staatsgarantie in 
dieser reduzierten Ausgestaltung ist da­
her für die Landesbank auch künftig 
notwendig. In diesem Zusammenhang 
muss erwähnt werden, dass die vorge­
schlagene Beschränkung der Staatsga­
rantie nur noch die konventionellen 
Sparformen umfasst und Anlageinstru­
mente, wie zum Beispiel die Festgelder, 
ausgeklammert sind.» 

Die Liechtensteinische Landesbank wird heute zur Landesbank Aktiengesellschaft. 
Das neue Landesbankgesetz tritt heute in Kraft. Damit verbunden ist die Teilprivati­
sierung der bisherigen Staatsbank. Unser Bild zeigt die neue Geschäftsstelle der Lan­
desbank in Schaan, die vor kurzem in Betrieb genommen wurde. (Archivbild) 

Aktienmehrheit beim Staat 
Die Modalitäten über das Aktienkapi­

tal werden, so heisst es im neuen Gesetz, 
in den Statuten festgelegt. Hingegen 
schreibt das Gesetz zwingend vor, dass 
das Land Liechtenstein «kapital- und 
stimmenmässig mindestens 51 Prozent 
der Aktien» zu halten hat, die unveräus­
serlich sind. Gemäss dem Statutenent­
wurf soll das Aktienkapital der Landes­
bank AG 280 Mio. Fr. betragen. Mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes wird das bis­
herige Dotationskapital des Staates in 
Höhe von 160 Mio. Fr. in Aktienkapital 
umgewandelt. Die Inhaber von Partizi­
pationsscheinen, deren Kapital gesamt­
haft 20 Mio. Fr. beträgt, werden nach 
Auskunft von Landesbank-Direktor 
Karlheinz Heeb im Verlaufe des Jahres 
eingeladen, die PS in Aktien umzuwan­
deln. Die PS-Inhaber sind bei der Teil­
privatisierung der Landesbank damit in­
sofern mitbeteiligt, als bei der Aktien­
emission die PS-Inhaber mit Vorzug be­
handelt werden. Zur freien Zeichnung 
soll der Rest des geplanten Aktienkapi­
tals von 100 Mio. Fr. aufgelegt werden. 
Darüber wird der Verwaltungsrat bzto. 
die Generalversammlung der Aktien­
gesellschaft voraussichtlich im April 
oder Mai entscheiden. 

Landesausschuss bestellt VR-Präsident 
Heute Montag tritt der Landesaus­

schuss zusammen, um die Bestellung der 
Verwaltungsratsmitglieder vorzuneh­
men. Gemäss Gesetz umfasst der Ver­
waltungsrat sieben Mitglieder, wovon 
dem Parlament die Bestellung des Präsi­
denten sowie von drei Mitgliedern deg 
Verwaltungsrates zusteht. Die erste Ge­
neralversammlung, die ebenfalls heute 
stattfindet, bestellt die weiteren drei 
Verwaltungsratsmitglieder. 

Möllemann: Rücktritt 
wegen der Briefaffäre 

Bonn (AP) Mit seinem Rücktritt hat 
Bundeswirtschaftsminister Jürgen Möl­
lemann die Konsequenz aus der Briefbo­
gen-Affäre gezogen, in der er nach eige­
nen Angaben die Öffentlichkeit falsch 
unterrichtet hatte. Der  deutsche FDP-
Politiker räumte am Sonntag ein, die sie­
ben Werbebriefe für die Firma eines 
Vetters doch vor der.Unterschrift ge­
kannt zu haben. Möllemann verzichtet 
auch auf eine Kandidatur für den Partei­
vorsitz. Bundeskanzler Helmut Kohl bat 
seinen Vizekanzler, das Wirtschaftsres­
sort bis zur Ernennung eines Nachfol­
gers weiterzuleiten, über den die FDP-
Führung Ende der Woche berät. 

In einer Pressekonferenz in seinem 
Bonner Ministerium gestand Möllemann 
eine «grobe Pflichtverletzung» und meh­
rere Versäumnisse in der Affäre ein, für 
die er die volle Verantwortung überneh­
me. (Siehe auch «Letzte Seite») 

START-II-Vertrag in 
Moskau unterzeichnet 

Moskau (AP) Die Präsidenten der 
USA und Russlands, George Bush und 
Boris Jelzin, haben am Sonntag ihren 
zweiten Vertrag zum Abbau der strategi­
schen Atomwaffen (START II) unter­
zeichnet, der die Welt in den nächsten 
zehn Jahren von 14000 Atomsprengköp­
fen befreien soll. In einer feierlichen Ze­
remonie im Moskauer Kreml setzten die 
beiden Staatschefs ihre Unterschriften 
unter das Dokument und besiegelten es 
mit einem Händedruck. Zuvor hatte 
Bush seinem Gastgeber versichert, dass 
der neue US-Präsident BilL Clinton das 
partnerschaftliche Verhältnis mit Russ­
land fortsetzen werde. 

(Siehe auch Seite «Zeitgeschehen») 


